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Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetz; 

hier: Stellungnahme  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu dem o. a. Gesetzentwurf.  

Aus statistischer Sicht wird wie folgt Stellung genommen. 

Der Gesetzentwurf beabsichtigt den Rückbau nationaler Berichtspflichten von 

Unternehmen im Bereich der amtlichen Statistik außerhalb von verpflichtenden EU-

Vorgaben sowie die Modernisierung des bestehenden Systems der 

Unternehmensstatistiken. Diese Ziele sind zu unterstützen. 

Zu berücksichtigen ist, dass sich einige statistische Berichtspflichten zwar nicht direkt 

auf eine EU-Berichtspflicht zurückführen lassen, aber für die Erfüllung sonstiger 

Berichtspflichten benötigt werden. Ein wichtiges Beispiel hierfür sind etwa die 

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Länder (VGRdL). Hier ist darauf zu 

achten, dass keine Qualitätsverluste eintreten.  

Die geplante stärkere Fokussierung auf das statistische Unternehmen darf aus Sicht 

der regionalen Gesamtrechnungen nicht zu Lasten der Niederlassungsebene gehen. 
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Das „Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“ (ESVG) verlangt 

eine regionale Zuordnung der wirtschaftlichen Aktivitäten am Ort der Produktion. Damit 

bleiben Niederlassungen unverzichtbare Einheiten für die regionale VGR und ETR. 

Außerdem benötigen die Arbeitskreise „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der 

Länder“ (AK VGRdL) und „Erwerbstätigenrechnung der Länder“ (AK ETR) zur Erfüllung 

der Berichtspflichten gegenüber Eurostat gemäß EU-Verordnung 549/2013 regionale 

Daten in ausreichender Gliederungstiefe und verlässlicher Qualität. Eine einseitige 

Ausrichtung der Erhebungen auf das statistische Unternehmen gefährdet diese 

wichtige Datengrundlage und somit die Aussagekraft regionaler Ergebnisse. Daher ist 

im Rahmen der weiteren Reform sicherzustellen, dass Niederlassungen und Betriebe 

auch künftig als eigenständige und maßgebliche Einheiten erhalten bleiben. 

Zudem gehen bei jeder Streichung von Merkmalen oder Statistiken Informationen für 

die Datennutzenden, also den Fachbereichen in den Ministerien oder Landesbehörden, 

Kammern und Verbände, verloren. Die Reform der Unternehmensstatistiken kann dann 

insbesondere in der Berichterstattung der amtlichen Statistik über die Industrie und das 

Baugewerbe zu Informationsverlusten führen, die eine sozialstaatliche Steuerung durch 

die Politik mangels ausreichender Datenbasis beeinträchtigen könnte. 

Gleichwohl überwiegen jedoch im Ergebnis die Entlastungen in der Wirtschaft, die zu 

einem Abbau von Bürokratie beitragen, die teilweise entstehenden 

Informationsverluste. 

 

zu Art. 1 – Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe 

Wir regen an, im Gesetz über die Statistik im Produzierenden Gewerbe die Worte „bei 

Unternehmen des Bauhauptgewerbes auch die Jahresbauleistung“ zu streichen. Dies 

betrifft § 5 Abs. 1 Nr. 3 sowie § 5 Abs. 2 Nr. 2. Das Merkmal wird nur im 

Bauhauptgewerbe erfragt und zum anderen liegen den Unternehmen diese Werte nicht 

vor, sodass in der Regel Schätzwerte gemeldet werden. 
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zu Art. 9 – Änderung des Beherbergungsstatistikgesetzes 

Mit der Änderung des Beherbergungsstatistikgesetzes soll der Berichtskreis auf den 

Umfang reduziert werden, der EU-rechtlich gefordert ist. Damit wären ab 2027 

Schulungsheime sowie Vorsorge- und Rehabilitationskliniken nicht mehr zu befragen. 

Die Änderung wird abgelehnt, da die Entlastung gering ist und die Datennutzenden ein 

hohes Interesse an den Angaben haben. Aufgrund der Bedeutung der Daten auf 

regionaler Ebene für die Erhebung von Kurbeiträgen müsste der Wegfall anderweitig 

kompensiert werden. Dies könnte je nach Ausgestaltung sogar eine höhere 

Bürokratiebelastung bedeuten. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

gez.  

>>Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.<< 



 Entwurf  
ikreform 

ge
Ausgangsdokument

Adressaten des Dokuments

Serienbrief Adressaten
-

1


	Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes; Stellungnahme
	0600#2023/0003-0301 314.0304 Entwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformge

